
 

 

 

 

Tax on Air – Der Steuerrecht Podcast von Deloitte 
Episode #34: „Deloitte meets MwStR – Folge 4“ – Digitale Meldepflichten und ViDA   
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Diana Kurtz: Hallo und herzlich Willkommen zu einer neuen Folge unseres Podcasts 'Deloitte 
meets MwStR' auf Tax on Air. Heute sprechen wir über VAT in the Digital Age und zwar konkret über 
die neuen digitalen Meldepflichten. Es ist bereits viel hier über die Einführung der verpflichtenden 
elektronischen Rechnung nach europäischem Standard berichtet worden. Auch im Rahmen von 
Gesamtschauen ist ja schon einiges hier im Überblick über die künftigen digitalen Meldepflichten 
veröffentlicht worden. Aber im Detail haben sich bislang nur wenige Steuerpflichtige bis zum 
jetzigen Zeitpunkt intensiv mit den digitalen Meldepflichten, die ab dem 01.07.2030 gelten, 
auseinandergesetzt. Das wollen wir heute ändern. Mein Name ist Dr. Diana Kurtz. Ich arbeite bei 
Deloitte in der Service Line Indirect Tax und bin gemeinsam mit Dr. Ulrich Grünwald im Rahmen 
der Schriftleitung für die Zeitschrift Mehrwertsteuerrecht beim Beck Verlag tätig. Bei mir ist heute 
Herr Jan Koerner von der BASF, den ich recht herzlich begrüße. Jan, ich freue mich sehr, dass du 
heute die Zeit gefunden hast und hier bist. Magst du dich bitte kurz vorstellen?  

Jan Koerner: Aber gerne. Ich bin Jan Koerner, Rechtsanwalt und arbeite bei der zentralen 
Steuerabteilung der BASF SE in Ludwigshafen. Daneben vertrete ich den BDI und den DIHK in der 
Mehrwertsteuer-Expertengruppe bei der Kommission. Zudem gehöre ich zu dem Kreis der 
ständigen Mitarbeiter der Zeitschrift MwStR an.  

Diana Kurtz: In Vorbereitung auf unser heutiges Gespräch habe ich mich gefragt, wie man das 
Thema digitale Meldepflichten auf den Punkt bringen kann. Und bin hier zu dem Schluss gelangt, 
dass man das am besten mit einem krassen Beispiel verdeutlichen kann. Wenn wir jetzt sagen, 
wir befinden uns im zweiten Halbjahr 2030, eine innergemeinschaftliche Lieferung wird 
ausgeführt, alles stimmt, Ware ist raus, Gelangensnachweis ist sauber, USt-ID ist geprüft, 
eigentlich alles super, aber die Steuerbefreiung fällt weg. Und jetzt kommt's, weil ein Datensatz 
nicht rechtzeitig oder nicht korrekt gemeldet wurde. Wie klingt das für dich, Jan?  

Jan Koerner: Das wird die Realität sein, Stand jetzt, der wir uns stellen müssen und damit dürfen 
wir uns nicht erst im Jahr 2029 mit dem Thema digitale Meldepflichten auseinandersetzen. Bei 
den neuen Meldepflichten nach ViDA handelt es sich nicht nur um rein technische Änderungen, 
sondern um Prozesse, Verschiebung von Haftungsrisiken und Verantwortung. Ab 2030 wird eben 
nicht mehr periodisch zusammengefasst gemeldet, sondern transaktionsnah und 
rechnungsbasiert. Dies sogar auf Ebene der einzelnen Rechnungsposition. Das zwingt die 
Unternehmen schon vorher, ihre E-Invoicing- und ERP-Systeme so umzustellen, dass die 
Meldedaten automatisiert und korrekt aus strukturierten E-Rechnungen erzeugt werden können.  

Diana Kurtz: Gefühlt und bildlich gesprochen sitzen Unternehmen eigentlich zwischen 
Rechnungswesen, ERP-System, Compliance und Außenprüfung auf der einen Seite, sowie EU-
Recht, nationale Umsetzung und Realität von Self-Billing-Dreiecksgeschäfte, Verbringung und  



 

 

 

 

Korrekturen auf der anderen. Am Ende sind es die Unternehmen, die die Daten produzieren, 
validieren und übermitteln und auch korrigieren müssen. Die E-Rechnung stellt dabei nur das 
Mittel zum Zweck dar, der wahre Gamechanger, wenn man so will, ist die digitalisierte Meldung. 

Jan Koerner: Ja genau und das mit sehr kurzen Fristen, EU zentralen Datenabgleich, neuen 
Sanktionen. Die Einführung der standardisierten strukturierten E-Rechnung ist nur das Mittel zum 
Zweck. Jetzt schon sollte man bedenken, dass ERP-Projekte und Rollouts in Unternehmen auch 
gerne mal länger dauern und nicht innerhalb von ein paar Wochen abgeschlossen sind, zumal die 
Prozesse ja auch auf beiden Seiten des Leistungsaustauschs funktionieren müssen.  

Diana Kurtz: In der Tat. Bevor wir hier in die Details allerdings einsteigen, wie ist der aktuelle Stand 
auf EU-Ebene, sollten jetzt nicht eigentlich die Explanatory Notes nach und nach veröffentlicht 
werden? 

Jan Koerner: Ja, nach mehreren Anläufen hat der Rat nun letztendlich letztes Jahr am 11. März 
die Änderung beschlossen. Die entsprechende Änderungsrichtlinie ist die 2025/516 und die 
Änderungsverordnung ist die 2025/517, die beide am 25. März 2025 veröffentlicht wurden. Die 
Kommission hat daraufhin am 24. September eine sogenannte Implementierungsstrategie 
vorgelegt. Geplant sind danach zum Beispiel sechs Implementierungsverordnungen für das vierte 
Quartal 2026 sowie die Explanatory Notes, die im Entwurf bereits vorliegen. Der Entwurf soll bis 
Ende 2026 abgestimmt sein und Anfang 2027 veröffentlicht werden. Hier zeichnen sich ja schon 
erste kleine Verschiebungen im Zeitplan ab, aber wie wir alle wissen, liegt der Teufel im Detail und 
dann dauert es manchmal auch ein bisschen länger.  

Diana Kurtz: Das Grundgerüst steht also, aber die praktische Ausgestaltung, die Schnittstellen, 
die Datenformate, welches Feld wohin, in Anführungszeichen, werden durch die 
Implementierungsakte weiter konkretisiert und gerade liegen hier viele Diskussionspunkte: 
Business Terms, Co-Listen, Validierung, Korrekturlogik. Nur um mal hier ein paar aufzuzählen. 
Doch bevor wir dazu kommen, sollten wir uns noch ein paar Zahlen ansehen, denn die 
Kommission argumentiert ja durchgehend mit der Betrugsbekämpfung und der 
Effizienzsteigerung. Wie sieht das aus deiner Sicht aus?  

Jan Koerner: Die Studie der Kommission zur ViDA und da der erste Band, Digital Reporting 
Requirements, beziffert die jährlichen Verwaltungslasten. Für Steuerpflichtige, die auf Sie 
zukommen, zwischen 1,9 und 10,6 Milliarden Euro. Dem stehen Ersparnisse gegenüber, vor allen 
Dingen die Abschaffung der zusammenfassenden Meldung, die sollen etwa 1,1 Milliarden Euro 
pro Jahr bringen plus mögliche positive Effekte aus strukturierten E-Rechnungen. Vorausgefüllte 
Umsatzsteuererklärungen werden zwar als Einsparpotenzial auch genannt, sind aber praktisch 
nur grenzbelastbar, weil Unternehmen sie ja prüfen müssen. Und bei Organkreisen müsste man 
diese Organkreise ja auch erst mal feststellen. Gerade für mittelgroße und große Steuerpflichtige 
werden vorausgefüllte Umsatzsteuererklärungen eher eine Last als eine Erleichterung.  

Diana Kurtz: Heißt, der Staat gewinnt sehr viel an Kontroll- und Erhebungseffizienz und die 
Unternehmen finanzieren die Umstellung?  



 

 

 

 

Jan Koerner: Joa, so kann man das aus den Zahlen lesen und nebenbei bemerkt, beim Wegfall 
der zusammenfassenden Meldung handelt es sich ja eigentlich auch gar nicht um eine 
Entlastung, sondern das ist schlicht die Folge davon, dass das auf einzeltransaktionsbasiertes 
Reporting umgestellt wird.  

Diana Kurtz: Die Entlastung ist die Folge des Systemwechsels eigentlich, ne, wenn man von der 
periodischen Sammelmeldung auf die Einzeltransaktion umstellt. Naja, die elektronische 
Rechnung im europäischen Standard EN 16931 steht ja im Mittelpunkt der Umstellung, da die 
Meldedaten aus der strukturierten Rechnung generiert werden. Die 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie verweist für die zu übermittelnden Daten auf die EU-Norm und 
die zugelassenen Syntaxen nach der Richtlinie 2014/55/EU. Du führst aus, an anderer Stelle, dass 
die Verweise auf die Norm statisch wirken beziehungsweise einen statischen Charakter zu haben 
scheinen. Kannst du das näher ausführen?  

Jan Koerner: Ja, gerne. Gemeint ist damit, dass auf die Version 2017 der Euronorm hingewiesen 
wird. Diese Fundstelle wurde per Durchführungsbeschluss EU 2017/1870 auf die EN 
16931 Teil 1 2017 und die Liste der Syntaxen, das ist die technische Spezifikation 16931 (2) 
festgelegt. Wenn aber die Norm gerade wieder weiterentwickelt wird, braucht es einen neuen 
Durchschluss, der auf die neue Version 2026 der Euronorm 16931 Teil 1 sowie der technischen 
Spezifikation Teil 2 ist der Syntaxen verweist. Sonst haben wir eine rechtliche Schieflage, 
Umsetzung auf Basis einer Norm-Version, die faktisch schon überholt ist.  

Diana Kurtz: Hm, ist interessant, dass die neue Version 2026 einen neuen Beschluss braucht. 
Kommen wir zu den Meldepflichten ab dem 01.07.2030. Welche Umsätze sind denn überhaupt 
betroffen beziehungsweise lösen die Meldepflicht aus?  

Jan Koerner: Innergemeinschaftliche Lieferung und Verbringungen, Lieferungen, die in einem 
anderen Mitgliedsstaat der Umkehr der Steuerschuldnerschaft unterliegen, weil der Lieferer dort 
weder ansässig noch zur Mehrwertsteuer registriert ist. Lieferung von Elektrizität, Erdgas in 
entsprechenden Netzen und Ähnliches unter Umkehr der Steuerschuldnerschaft durch nicht 
ansässige Lieferer, grenzüberschreitende Dienstleistungen innerhalb der EU und Lieferung des 
mittleren Unternehmers in sogenannten Dreiecksgeschäften sowie natürlich grundsätzlich auch 
die jeweiligen damit verbundenen Erwerbe. 

Diana Kurtz: Müssen wir jetzt fast im Umkehrschluss fragen, was fällt denn nicht darunter?  

Jan Koerner: Ja, gute Frage. Nicht meldepflichtig sind bestimmte Sonderfälle, also beispielsweise 
die Lieferung neuer Fahrzeuge an Erwerber, die nicht der Erwerbsbesteuerung unterliegen, oder 
bestimmter verbrauchssteuerpflichtiger Waren an nicht erwerbsbesteuerte Erwerbergruppen. 
Ebenfalls wichtig: Kleinunternehmer, die unter Artikel 284 Mehrwertsteuersystemrichtlinie befreit 
sind, deren grenzüberschreitende Lieferung sind natürlich gerade nicht nach Artikel 138 befreit 
und damit auch nicht von der Meldepflicht umfasst.  

 



 

 

 

 

Diana Kurtz: Beim Verbringen gibt es ja eine große Ausnahme, den sogenannten Transfer OSS. 
Was versteht man unter dem Transfer OSS?  

Jan Koerner: Ja, ab dem 01.07.2028 bereits sind innergemeinschaftliche Verbringung von der 
Meldepflicht, dann natürlich erstmal in die ZM, ausgenommen, wenn der Unternehmer diesen 
Transfer One-Stop-Shop nach Artikel 369 XA und fortfolgende benutzt. Das gilt auch nach dem 
01.07.2030 für das neue Meldesystem. Aber Achtung, das betrifft nur die Verbringung selbst, nicht 
zwingend nachfolgende Umsätze im Bestimmungsland. Ja, gerade bei Konsignationslagern, die 
man ja ab dem 01.07.2028 nicht mehr nutzen kann, da die bisherige Vereinfachungsregelung im 
Artikel 17A, im Inland ist das der Paragraph 6B Umsatzsteuergesetz, nicht mehr anwendbar sein 
wird, wird dieses durch die Kombination von diesem Transfer One-Stop-Shop und der 
verpflichtenden Umkehr der Steuerschuldnerschaft nach Artikel 194 für im Konsignationslager-
Mitgliedstaat nicht ansässige und auch nicht zur Mehrwertsteuer registrierte Konsignanten, also 
Lieferer, für die Entnahmelieferung abgelöst. Die Beschickung des Konsignationslagers erfolgt 
außerhalb des neuen Meldesystems, denn dafür gibt es ja diesen Transfer One-Stop-Shop. Die 
Lieferung bei Entnahme durch den Konsignatar, also den Abnehmer, unterliegt dann der Umkehr 
der Steuerschuldnerschaft nach Artikel 194 Mehrwertsteuersystemrichtlinie, ist aber dann sehr 
wohl in das neue Meldesystem zu berichten. Gleiches gilt übrigens auch, wenn das Lager jetzt 
bloßes Vorrücklager ist in einem anderen Mitgliedstaat und der Lieferer beispielsweise bei der 
Lagerbeschädigung die Abnehmer noch nicht kennt.  

Diana Kurtz: Da gilt es aufzupassen. Wie ist das in den Reverse Charge Fällen in einem anderen 
Mitgliedstaat? 

Jan Koerner: Ja, Lieferung und Dienstleistung, bei denen der Erwerber oder 
Dienstleistungsempfänger die Steuer schuldet, nach Artikel 194 bis 197, das sind diese 
Umkehrungen der Steuerschuldnerschaft, und zwar dort, wo der Ort der Besteuerung in einem 
anderen Mitgliedstaat liegt als dem Ansässigkeitsmitgliedstaat des Leistenden. Steuerbefreite 
Umsätze im Bestimmungsmitgliedsstaat sind davon ausgenommen.  

Diana Kurtz: Wenn ich an die Erbringung von Dienstleistungen denke, deren Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft nach Artikel 196 eintritt, weil es sich um eine Dienstleistung handelt und 
der leistende nicht im Mitgliedsstaat der Besteuerung ansässig ist, ist sie ja bereits jetzt in der ZM 
aufzunehmen. Inhaltlich gilt das auch für die sogenannten Dreiecksgeschäftskonstellationen, 
aber was ist neu und erfolgt auch in Etappen?  

Jan Koerner: Ja, also bereits ab dem 1. Juli 2028 kommt die Meldepflicht für Fälle, in denen der 
Empfänger nach Artikel 194 Mehrwertsteuersystemrichtlinien die Steuer schuldet. Parallel dafür 
bestimmte Konstellationen auch eine entsprechendes Reverse Charge verpflichtend eingeführt 
und zwar, wenn der Lieferer nicht ansässig und nicht registriert ist. Also ich verweis gerade auf 
mein Beispiel von den Lagern in einem anderen Mitgliedstaat, aber der Empfänger muss natürlich 
registriert sein. Ab 01.07.2030 kommt neu dazu die Meldepflicht der Umsätze unter dem Artikel 
195, ist also Gas, Strom, Wärme, Kälte in entsprechenden Netzen durch nicht im Mitgliedsstaat  



 

 

 

 

der Besteuerung ansässige Unternehmer.  

Diana Kurtz: Ist da auch die optionale Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei der Lieferung von 
Gas und Elektrizität durch einen im Mitgliedsstaat der Besteuerung ansässigen Steuerpflichtigen 
an einen steuerpflichtigen Wiederverkäufer erfasst?  

Jan Koerner: Meines Erachtens nein, nach derzeitigem Stand läuft die Regelung ja auch zum 
31.12.2026 aus. Da sollte es eine Verlängerung der Regelung geben, darüber bildet sich die 
Kommission ja gerade 'ne Meinung, könnten aber dann die sogenannten 
nationalen Berichtspflichten eingreifen.  

Diana Kurtz: Ein Wort zu den Erwerber- und Empfängermeldepflichten und der Opt-Out-Klausel 
beziehungsweise der Bedeutung der Klausel aus deutscher Sicht. Was kannst du dazu sagen?  

Jan Koerner: Der Erwerber hat grundsätzlich die Meldepflichten nach Artikel 262 Absatz 1 
Buchstaben B und D. Aber die Mitgliedstaaten können nach Artikel 262 Absatz 4 vorsehen, dass 
der Erwerber Empfänger nicht melden muss. Im Gegensatz zur heutigen Regelung des Artikels 
268, die den Mitgliedstaaten ja die Option gibt, Erwerberpflichten einzuführen. Also das heute ist 
ein Opt-In. Gibt die neue Regelung des Artikel 262 Absatz 4 die Mitgliedstaaten die Option, 
grundsätzlich bestehende Erwerber und Dienstleistungsempfängermeldepflichten 
abzubedingen, also ein Opt-Out. Aus deutscher Perspektive ist das zentral, ja, denn Deutschland 
hatte bisher keine Erwerbermeldung in der ZM-Systematik. Wenn die Verwaltungslasten 
und deren Begrenzung auf das Erforderliche ernst genommen werden, dann wäre es plausibel, 
dass Deutschland diese Opt-Out-Möglichkeit nutzt. Zumal die Erwerberpflichten auch mit 
einigen Komplexitäten verbunden sind, aber dazu kommen wir später noch. Vor allem aber dienen 
die Erwerberpflichten ausweislich der Erwägungsgründe der Änderungsrichtlinie der Kontrolle, ob 
der leistende Steuerpflichtige seinen Meldepflichten nachgekommen ist. Die haben keine 
Bedeutung für die Festsetzung der Steuerlast für den Erwerber selber. Er schuldet ja die Steuer 
unter Umkehrung der Steuerschuldnerschaft, auch wenn gar nichts gemeldet wird, sodass der 
meldende Erwerber kein Beteiligter im Sinne der AO ist und daher eigentlich Anspruch auf 
Entschädigungsvergütung nach Paragraph 107 Satz 1 AO für seine Meldung hat.  

Diana Kurtz: Wie schnell müssen Unternehmen insgesamt melden, Echtzeit ist es ja in dem Sinne 
nicht, aber es ist schon nah dran oder?  

Jan Koerner: Ja, also für den Leistenden gilt, wenn er die E-Rechnung ausstellt, muss die Meldung 
zum Zeitpunkt der Rechnungsausstellung, beziehungsweise zu dem Zeitpunkt, in dem man sie 
hätte ausstellen müssen, gemacht werden. Beim sogenannten Self-Billing oder, wie wir in 
Deutschland immer sagen, umsatzsteuerliches Gutschriftverfahren, spätestens fünf Tage nach 
dem Zeitpunkt zu dem die Rechnung hätte ausgestellt werden müssen oder ausgestellt wurde. 

Diana Kurtz: Hätte ausgestellt werden müssen, heißt künftig zehn Tage.  

Jan Koerner: Ja genau, Artikel 222, zehn Tage nach Eintreten des Steuertatbestandes. Praktisches 
Problem hierbei, der Zeitpunkt des Steuertatbestandes wird bei innergemeinschaftlichen  



 

 

 

 

Lieferung in verschiedenen Mitgliedstaaten durchaus unterschiedlich verstanden. Ja, manche, 
wie Deutschland, knüpfen an den Versandbeginn oder Beförderungsbeginn, andere an die 
Verschaffung der Verfügungsmacht im Sinne eines Gefahrübergangs beim Empfänger und es 
kann zu wochenlangen Fristdifferenzen führen. Man denke mal an eine Verschiffung von Zypern 
nach Finnland. 

Diana Kurtz: Wahnsinn, okay. Vorausgesetzt, haben wir ja jetzt, das klar ist, eigentlich, wohin 
gemeldet wird, aber vielleicht greift mir den Gedanken noch mal auf, wohin wird gemeldet?  

Jan Koerner: Es wird an den Mitgliedstaat gemeldet, dessen 
Mehrwertsteueridentifikationsnummer für den Umsatz verwendet wurde. Bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen ist das typischerweise der Abgangsstaat. Bei Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft-Leistung meldet der Leistungen der Unternehmer regelmäßig in seinem 
Ansässigkeitsstaat, übermittelt wird über elektronische Mittel des jeweiligen Mitgliedstaates, die 
diese bereitstellen müssen. Gedacht sind hier Schnittstellen, Portale, sogenannte APIs. 
Die Meldung kann gegebenenfalls aber auch über Dritte erfolgen.  

Diana Kurtz: Eben schon hast du es schon kurz angesprochen. Wie sieht das aber mit der 
Meldung aus im Fall der Umkehr der Steuerschuldnerschaft auf den Erwerber durch den mittleren 
Unternehmer im Dreieck?  

Jan Koerner: Also im Fall des Artikel 197 Systemrichtlinie meldet der mittlere Unternehmer ein 
Dreieck an den Mitgliedsstaat der Mehrwertsteueridentifikationsnummer, die er gegenüber 
seinem Lieferer und seinem Erwerber verwendet. Bei den Leistungen nach Artikel 194, 195 oder 
196 Mehrwertsteuersystemrichtlinie, also der Umkehr der Steuerschuldnerschaft für Leistungen, 
die der Steuer in einem anderen Mitgliedstaat unterliegen, meldet der leistende Unternehmer 
dagegen immer in seinem eigenen Ansässigkeitsstaat.  

Diana Kurtz: Wir pirschen uns ganz langsam heran, man merkt es schon, was wird konkret 
gemeldet? Das System verweist auf Rechnungsangaben, dann technisch semantisch auf die EN 
16931 mit den jeweiligen Business Terms, Business Groups und Business Rules. 
Kannst du hier einleitend was zum semantischen Datenmodell als Grundlage der zu 
übermittelnden Daten sagen?  

Jan Koerner: Ja, gerne. Also, der Inhalt der Meldepflichten wird durch die Euronorm 16931 Teil 1, 
das semantische Datenmodell, bestimmt. Innerhalb dessen werden die Kernelemente der 
elektronischen Rechnung, das sind zurzeit 161, insbesondere auch hinsichtlich des zu 
verwendenden Datentyps und ihrer sogenannten Kardinalität, also im Sinne der Anzahl der 
möglichen Elemente der Menge definiert. Jedes dieser Kernelemente bekommt eine eindeutige 
Identifikationsnummer und das ist dann der sogenannte Business Term. Und sofern praktikabel, 
werden auch mehrere Business Terms dann zu einer sogenannten Business Group 
zusammengefasst. Wenn ich nachfolgend von BT spreche oder BT, ist damit also eine 
semantische Einheit, man könnte auch sagen, ein Feld gemeint. Wenn ich von einem 
verpflichtenden Feld spreche, dann sieht die Euronorm als untere Grenze der Kardinalität eine  



 

 

 

 

Eins vor. Der entsprechende Feldinhalt muss also mindestens einmal vorhanden sein. Wenn ich 
von einem optionalen Feld spreche, sieht der untere Wert der Kardinalität eine Null vor. Der 
entsprechende Feldinhalt kann also auch leer bleiben. Wenn ich von BG spreche oder BG, meine 
ich nachfolgend mehrere sinnhaft zusammengefasste Business Terms in einer Business Group. 

Diana Kurtz: Das ist natürlich jetzt sehr abstrakt auch für die Zuhörer. Kannst du ein konkretes 
Beispiel nennen?  

Jan Koerner: Ja, also ganz klassisch, Business Group 4 befasst sich mit dem Verkäufer. Dort sind 
dann alle Felder enthalten mit Informationen über den Verkäufer, also Name, die Adresszeilen, 
das Land.  

Diana Kurtz: Ah ja, das macht es etwas konkreter, genau, danke dir. Darüber hinaus enthält die 
EN 16931 ja auch noch Geschäftsregeln, die die Integrität der Rechnung sicherstellen, 
Bedingungen definieren oder sich mit Steuerregeln befassen, den sogenannten Business Rules. 

Jan Koerner: Ja, korrekt. Die Kerndatenelemente müssten nicht nur semantisch korrekt sein, 
sondern dürfen auch diesen Geschäftsregeln nicht widersprechen. Im Hinblick auf die Referenz 
des Inhalts der Meldepflichten sind auch sehr hilfreich die Empfehlung zu den Pflichtangaben in 
einer E-Rechnung von FeRD, also im Forum elektronische Rechnung Deutschland und KoSIT. 

Diana Kurtz: Mhm, die allerdings noch unter dem Vorbehalt stehen, dass die Kommission eine 
entsprechende Implementierungsverordnung erlässt, in welcher die einheitliche elektronische 
Mitteilung zur Übermittlung der Daten festgelegt wird, oder?  

Jan Koerner: Richtig, und das soll gerade jetzt im zweiten Quartal dieses Jahres erfolgen, also, 
kleiner Fun Fact für Juristen: Die Ermächtigungsgrundlage für diese Verordnung, der Artikel 263 
Absatz 4 trifft am 01.07.2030 in Kraft. Also, diese Verordnung gibt es damit vier Jahre vor 
Inkrafttreten der Ermächtigungsgrundlage. Aber ich bin mir ganz sicher, da wird der juristische 
Dienst der Kommission eine Lösung finden, damit sich das nicht gegenseitig beißt.  

Diana Kurtz: Welche Rechnungsdaten oder Rechnungskopfdaten sind zu melden?  

Jan Koerner: Ja, zu melden sind zunächst erstmal Kopfdaten wie Rechnungsdatum BT-2, ja das 
ist ein verpflichtendes Feld nach der Norm, die fortlaufende Rechnungsnummer BT-1, auch das 
ist verpflichtend. Die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Verkäufers, das ist Business Term 
31. Das ist allerdings nach der Definition des Feldes selber nur optional, aber hier greifen jetzt die 
Geschäftsregelung, konkret zwei Geschäftsregelungen, also BRIC2 oder BRAE2, 
aufgrund der entsprechenden Steuerkategorien K in der gemeinschaftlichen Lieferung oder AE, 
aber dazu gehen wir nachher noch mal ein. Und aufgrund dieser Steuerkategorien sind diese 
Meldefelder dann doch verpflichtend. Was man noch ferner melden muss, ist die 
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer des Käufers Business Term 48, auch das wieder auf 
Basis dieser Geschäftsregeln, den Steuerbasisbetrag, die Kategorie, Business Term 116, ein 
Pflichtfeld bei Berichtigung, Referenzen auf vorausgegangene Rechnung, Business Term 25, auch 
ein Pflichtfeld. Zahlungskonto, Business Term 184, und hier ist zu beachten, dass die Norm auch  



 

 

 

 

enger ist als die Systemrichtlinie, denn nach der Norm darf ich immer nur ein Konto aufführen, 
nicht mehr.  

Diana Kurtz: Normlogik und Steuerlogik greifen also ineinander. Wie ist das bei Berichtigung?  

Jan Koerner: Ja, im Falle von Rechnungsberichtigung ist die fortlaufende Nummer der zu 
berichtigenden Rechnung zu melden. Das ist also ein neuer Artikel 226 Nummer 16 in der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie. Diese Angabe ist im Business Term 25 Referenz auf 
vorausgegangene Rechnung zu finden. Das ist ein Pflichtfeld nach der Norm. Allerdings ist dieses 
Feld auch im Fall von Teil und/oder Schlussrechnung zu verwenden, die auch vorhergehende 
Rechnungen referenzieren müssen, um also eine Rechnungsberichtigung zu erkennen, müsste 
dazu im Business Term 3, das ist der Code für den Dokumententyp, auch ein Pflichtfeld, 
beispielsweise der Eintrag 384, das bedeutet Korrekturrechnung, aus der anwendbaren 
Codeliste, die den schönen Namen UNTDID 1001 hat, gewählt werden. 

Diana Kurtz: Gemeldet werden müssen ja auch die sogenannten Rechnungspositionsdaten, also 
Daten, die individuell je Rechnungsposition bestehen, beispielsweise nach Artikel 226 Nummer 
6, die Menge und Art beziehungsweise der Umfang und Art der Leistung. 

Jan Koerner: Ja, das sind unter anderem der Business Term 129, das ist die Menge und der 
Business Term 130, die Maßeinheit der Quantität, das sind Pflichtfelder. In Business Term 153 
sieht den Artikelnamen vor, auch ein Pflichtfeld. Und in Business Term 158 steht die 
Artikelklassifizierung und die Identifikationsnummer des jeweiligen Schemas. Also das wird dann 
über Codelisten abgebildet, wie die harmonisierte Nomenklatur, die kombinierte Nomenklatur 
GTIN, CPV und so weiter. Können wir ja gleich noch etwas drauf eingehen.  

Diana Kurtz: Also, was mir sofort einfällt ist Datenschutz. 

Jan Koerner: Oh ja.  

Diana Kurtz: Fragezeichen? 

Jan Koerner: Ja, das ist ein schwerwiegendes Thema, ja. Die Leistungsbeschreibung darf 
eigentlich nur so weit gehen, wie es für die mehrwertsteuerrechtliche Qualifikation nötig ist. Sonst 
drohen Grundrechtsprobleme, also vor allen Dingen nach Artikel 8 der EU-Grundrechtecharta. 
Man müsste also statt 'ner Leistungsbeschreibung im Business Term 153 wie rechtliche Beratung 
im Verfahren zur Kündigung des Mitarbeiters XYZ eher verwenden, rechtliche Beratung für Zwecke 
des Unternehmers. Ferner und das ist nicht zu unterschätzen, sind die Aspekte der 
Datensicherheit. Das spricht auch für Kodierung über Klassifizierungscode statt freier Texte, 
beispielsweise bei der Beschaffung der öffentlichen Hand. Und das ist ja die Wiege der Euronorm 
16931 gibt es das sogenannte gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge, CPV. Das beruht 
auch seinerseits auf Unionsrecht, also auf einer Richtlinie.  

 

 



 

 

 

 

Diana Kurtz: Spannendes Thema, da kann man sich ja nicht mehr drüber. Es sind ja auch das 
Datum der Leistungserbringung und der Leistung der Vorauszahlung zu melden, sofern dieses 
Datum feststeht und nicht mit dem Rechnungsdatum identisch ist.  

Jan Koerner: Ja, und da gibt es auf Rechnungskopfebene zwei sich gegenseitig ausschließende 
Alternativen. Ich nehme also entweder den Business Term 7, Datum der Steuerfälligkeit, trage ein 
Datum ein, oder ich nehme den Business Term 8, Code für das Datum der Steuerfälligkeit, das ich 
auch zu diesem Zweck nutzen kann. Die beiden Möglichkeiten sind vor allem bei Rechnungen 
über Vorauszahlungen sinnvoll. Alternativ gibt es auch ein Business Term 72, das ist das 
sogenannte tatsächliche Lieferdatum oder Business Term 73 und 74, das ist das Anfangs- 
beziehungsweise Enddatum des Rechnungszeitraumes, auch die kann man nutzen. Letztere 
Angabe kann übrigens auch auf Rechnungspositionsebene vorgenommen werden, also bei den 
eigenen Positionen. Da gibt es dann entsprechenden Business Term 134, 135 Anfangs- 
beziehungsweise Enddatum des Rechnungspositionszeitraums und aus diesen Datenfeldern 
heraus kann ich dann entsprechend das Leistungsdatum generieren und berichten.  

Diana Kurtz: Wie geht das mit Preisminderung oder Rückerstattungen, sofern sie ja nicht im Preis 
je Einheit enthalten sind, ab? 

Jan Koerner: Ja, solche Angaben gibt es entweder auf Rechnungspositionsebene, in der Business 
Group 27, also mehrere Business Terms, die lautet Abschläge auf Ebene der Rechnungsposition. 
Verpflichtend ist in jedem Fall die Angabe des Betrages des Abschlages auf Ebene der 
Rechnungsposition Business Term 136. Ferner müssen dann alternativ entweder der Grund für 
den Abschlag auf Ebene der Rechnungsposition, Business Term 139 oder Business Term 140, 
Code für den Grund des Abschlages auf Ebene der Rechnungsposition, angegeben werden. Auch 
das ist wieder geregelt in einer Integritätsbedingung in der sogenannten Business Rule 42. Die 
entsprechenden Codelisten für dieses Business Term 148 wiederum gibt es auch in einer 
Codeliste, die lautet UNTDID 5189 Allowance Codes. Dort sind die hinterlegt. Darüber hinaus sind 
Angaben auch auf Rechnungskopfebene vorzunehmen, wo es in der Business Group 20 
Abschläge auf Dokumentenebene definiert sind. Verpflichtend ist dabei die Angabe des Betrags 
des Abschlags auf Dokumentenebene, Business Term 92. Dann muss man ferner alternativ 
entweder den Grund für den Abschlag auf Dokumentenebene, Business Term 97 oder Business 
Term 98, den Code für den Grund des Abschlags auf Dokumentenebene, angeben. Auch das ist 
wieder in Integritätsregelungen geregelt. Business Rule 33 und auch hier gibt es wieder eine 
Codeliste für den Business Term 98, nämlich die schon erwähnte UNTDID 5189 
Allowance Codes.  

Diana Kurtz: Mhm, ehm. Ja, man muss immer nachdenken. Ja, es erschlägt einen, finde ich, 
tatsächlich manchmal. Man muss einfach immer direkt nachgucken und nachsehen. Aber da wir 
das den Zuhörern natürlich jetzt ersparen wollen, vielleicht noch ein Hinweis, wie das mit der 
Steuerbefreiung oder dem Hinweis der Steuerschuldnerschaft des Erwerbers beziehungsweise 
des Empfängers umgehen. Das können wir vielleicht direkt auch mitgeben, denke ich.  



 

 

 

 

Jan Koerner: Ja, also kommt auch hier wieder auf die Ebene an, ja, auf der 
Rechnungspositionsebene, also der Einzelposten, ist die Angabe des Codes der 
Umsatzsteuerkategorie des in Rechnung gestellten Artikels im Business Term 151 erforderlich 
und was hier zu berichten ist, das EU-Meldesystem hat entweder den Code K für 
innergemeinschaftliche Lieferung oder AE für Umkehr der Steuerschuldnerschaft, wie der 
zuständigen Codelist. Auch hier wieder eine UNTDID 5305 zu entnehmen ist. Das braucht man 
auch, um Paragraph 32 UStDV umzusetzen, der direkt eher auf Fälle unterschiedlicher 
Steuersätze abzielt, nicht unbedingt auf Fälle unterschiedlicher Umkehrungen der 
Steuerschuldnerschaft. Daneben haben wir natürlich die Rechnungskopfebene und da gibt es 
auch wieder einen Code der Umsatzsteuerkategorie, das ist Business Term 118, ein Pflichtfeld, 
auch hier wieder aus der Codeliste UNTDID 5305. Also hier wäre es auch wieder ein K für 
innergemeinschaftliche Lieferung oder ein AE für die Umkehr der Steuerschuldnerschaft. 
Daneben muss man natürlich den Umsatzsteuerbefreiungsgrund angeben und da kann man ihn 
entweder in Textform angeben, das ist Business Term 120 Umsatzsteuerbefreiungsgrund oder 
auch hier wieder als Code, das sind Business Term 121, Code für den 
Umsatzsteuerbefreiungsgrund geregelt. Und die Geschäftsregeln dazu lauten Business Rule AE 
10 beziehungsweise Business Rule IC 10, die das auch verpflichtend vorgeben. Auch hier gibt es 
wieder eine Codeliste für den Business Term 121, Code für den Umsatzsteuerbefreiungsgrund, 
die heißt diesmal aber VATEX, VAT Exemption Code Reason List und die wird unter Ägide der 
Generaldirektion GROW bei der Kommission erstellt. Die kennt also einen Code für 
innergemeinschaftliche Lieferung. Das ist dann VATEX-EU-IC. Dann kennt sie noch 54 Codes für 
alle möglichen für das Meldesystem, aber völlig irrelevanten Steuerbefreiung, aber nur einen 
Code für die Umkehr der Steuerschuldnerschaft, nämlich VATEX-EU-AE ohne dass da irgendwie 
zwischen den Umkehrungen der Steuerschuldnerschaft nach Artikel 194, 195, 196 oder 197 
unterschieden wird. Das ist bereits mehrfach kritisiert worden, aber bisher haben sie noch keine 
Änderung eingestellt. Das ist aber insbesondere in dem Gesichtspunkt problematisch, dass der 
Artikel 226 Nummer 11A der künftigen Mehrwertsteuersystemrichtlinie neben der Angabe 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers in Fällen der Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft nach Artikel 197 zusätzlich die Angabe Dreiecksgeschäft verlangt. Jetzt 
kann man zwar diese Angaben auch im Freitextfeld Business Term 120 vornehmen, aber 
Freitextfelder sind immer nicht so gut ausfüllbar die Buchstabenkürzel aus Codelisten.  

Diana Kurtz: War ja dafür eigentlich auch nicht vorgesehen, ne. Na ja, wie sieht das aus mit 
innergemeinschaftlichen Verbringungen, Proforma-Rechnung, notwendig?  

Jan Koerner: Ja, es sei denn, man nutzt den Transfer One-Stop-Shop, dann ist man ja aus der 
Geschichte komplett draußen. Aber wenn das nicht der Fall ist, benötigt man eine strukturierte 
elektronische Proforma-Rechnung. Die hat dann den Rechnungstyp im Business Term 3 325 
Proforma, um überhaupt die Meldedaten für die Meldepflichten generieren zu können.  

Diana Kurtz: Also, zu mehrfachen Berichtspflichten kommen, wenn wir das sehen mit den 
Rechnungskopfdaten und den Rechnungs-Positionsdaten. Wer erstellt, wer erstellt denn eine  



 

 

 

 

Matrix der Business Terms, die zu melden sind, zur Verfügung? Brauchen ja schon auch irgendwie 
Rechtssicherheit. 

Jan Koerner: Ja, das ist 'n großes Thema und das wird eben Aufgabe der Kommission und der 
Mitgliedstaaten sein. Und die große Kunst dabei ist, die Wahlmöglichkeiten, die die Euronorm 
16931 den Vertragsparteien zur Rechnungsstellung eigentlich gibt, nicht einzuschränken, 
gleichzeitig aber für genügend Klarheit zu sorgen.  

Diana Kurtz: Aber da kommt was, oder?  

Jan Koerner: Das ist geplant, richtig. Das ist ja diese Verordnung, die dieses Quartal noch fertig 
werden soll zu der Spezifikation der zu meldenden Felder.  

Diana Kurtz: Schauen wir uns das Spiegelbild an, die Erwerbermeldung, wenn Sie melden 
müssen, was melden Sie?  

Jan Koerner: Grundsätzlich die gleichen Daten aus der gleichen Rechnung, und zwar identisch. 
Ja, das kann man zum Beispiel erkennen, dass ja auch Rechnungsnummer und -datum gemeldet 
werden müssen und die ändern sich ja nicht. Ja, wenn der Empfänger also der Auffassung ist, ja, 
Menge oder Preis ist falsch, dann meldet er aber nicht die eigenen Werte, die er meint, dass sie 
richtig sind, sondern genau das, was der Lieferer gemeldet hat, nochmal und soll aber dann den 
Lieferer zur Rechnungskorrektur auffordern.  

Diana Kurtz: Wie sieht das aus mit Steuersatz und Steuerbetrag?  

Jan Koerner: Ja, also, der Artikel 264 verlangt zusätzlich, dass der Erwerber auch den Steuersatz, 
das ist die Nummer 9 und den Steuerbetrag Nummer 10 im Artikel 226 berichten. Jetzt muss man 
aber wissen, in diesen betroffenen Konstellationen ist der Steuersatz wegen der Steuerkategorie 
K in der gemeinschaftlichen Lieferung oder AE Reverse Charge, auch die Vorgaben der Norm, 
immer Null, also nicht leer gelassen, sondern tatsächlich mit der Ziffer Null gefüllt. Und beim 
Steuerbetrag ist es ebenfalls die Ziffer Null und das ist eben in diesen wieder Integritätsregeln 
festgelegt, also Business Rule IC 5 oder 9 und Business Rule AE 5 beziehungsweise 9. Und das ist 
inhaltlich sinnlos, vermutlich wollte der Gesetzgeber eigentlich den Steuersatz sich berichten 
lassen, mit dem der Erwerber seine Erwerbsbesteuerung oder seine Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft berechnet, aber das kollidiert halt mit dem Euronorm 16931 konform 
übermitteln im Prinzip.  

Diana Kurtz: Wenn ich mir die Korrekturen ansehe, die im Steueralltag ja nichts 
Außergewöhnliches darstellen, wie läuft es hiermit und welche Rolle spielt hier der BT-3?  

Jan Koerner: Der Business Term 3. Ja, also Korrekturen sollen über Korrekturdokumente laufen, 
die auf ursprüngliche Rechnung referenzieren. Es ist dann der Business Term 25 und dazu muss 
man eben dann den passenden Dokumenttyp im Business Term 3 verwenden, ja ganz Klassiker 
ist Typ 384, der für Korrekturrechnungen steht. Problematisch ist, negative Beträge sind nach der 
Euronorm 16931 Business Rules häufig eingeschränkt, ich kann sie also nicht verwenden. Oft  



 

 

 

 

sollte man dann eben statt negativer Rechnungen eher den gegenteiligen Dokumententyp 
verwenden, also eine kaufmännische Gutschrift mit positivem Vorzeichen, statt eine Rechnung 
mit negativen Vorzeichen.  

Diana Kurtz: Und meldetechnisch ,versteht mein Meldesystem mich?  

Jan Koerner: Ja, das hat noch nicht jeder so durchdrungen, damit das Meldesystem überhaupt 
verstehen kann, ja, ob die Korrektur Bemessungsgrundlage erhöhend oder mindernd wirkt, ist 
meine Meinung sollte der Business Term 3 das ist also der Invoice Type Code zwingend in die 
Meldedaten aufgenommen werden. Der ist ohnehin verpflichtend nach der Euronorm 16931. 
Sonst wird die Logik im zentralen Abgleichsystem doch sehr schwer und wegen des Euronorm 
16931 konform übermitteln Prinzips können die Steuerpflichtigen aber auch nicht gezwungen 
werden, ja im Fall der Minderung der Bemessungsgrundlage jetzt plötzlich negative Beträge zu 
melden, wenn die Euronorm 16931 konformen Dokumente aber in den entsprechenden Feldern 
positive Beträge aufführt.  

Diana Kurtz: In welchen Bereichen würdest du sagen, wird es gefährlich? Also in dem Sinne, dass 
man in der Steuerfreiheit gefährdet wird. 

Jan Koerner: Also zunächst bei innergemeinschaftlichen Lieferung, der Artikel 138 Absatz 1 wird 
so angepasst, dass die Steuerbefreiung nicht gilt, wenn nicht gemeldet wurde oder die Meldung 
nicht die korrekten Angaben erhält, es sei denn, der Lieferer kann das Versäumnis zur 
Zufriedenheit der Behörde begründen. Das ist also ein erhebliches Risiko. Meldefehler werden 
potenziell zu Steuerbefreiungsrisiken.  

Diana Kurtz: Wenn wir jetzt eins weitergehen beim Dreiecksgeschäft.  

Jan Koerner: Ja, auch dort wird die Abgeltungswirkung der Artikel 42 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie für die innergemeinschaftlichen Erb an die Erfüllung der 
Pflichten gekoppelt, trifft aber vor allen Dingen den Lieferer, also den entsprechenden mittleren 
Unternehmer in der Kette. 

Diana Kurtz: Ich komme noch mal zurück zu einem von meinen Lieblingsthemen von eben, und 
zwar: Was passiert mit meinen Daten? Stichwort: Zentrales MIAS, zehn Jahre Speicherung, 
Datenanalysen. 

Jan Koerner: Ja, also am 1. Juli 2030 wird das bisher dezentrale MIAS, das ist ja quasi nur 'ne 
Schnittstelle zu einem zentralen MIAS, also die Kommission setzt ein zentrales System auf, was 
sie technisch betreut, und die Mitgliedstaaten liefern automatisiert die Daten an, spätestens am 
Tag nach der Meldung durch die jeweiligen Steuerpflichtigen. Und diese Daten sind dann zehn 
Jahre ab Ende des Übermittlungsjahres verfügbar.  

Diana Kurtz: Ja, Datenanalyse, wofür konkret, wie lauten hier die Begründungen?  

Jan Koerner: Also die Datenanalyse soll für Abgleich, Aggregation, Bereitstellung an 
Mitgliedstaaten EuroFisc, teilweise auch in Verbindung mit den CESOP, da geht es um  



 

 

 

 

Zahlungsdaten, analysiert werden. In der Literatur macht man sich bereits Gedanken zu den 
Analysemethoden wie Transaction Network Analysis, Machine Learning und Social Network 
Analysis. Das wird diskutiert und dabei insbesondere auch die Risiken sogenannter falsch 
positiver Treffer und ob es da nicht zu einer faktischen Beweislastverschiebung kommt. Wir alle 
und sei es die Finanzverwaltung, seien es die Steuerberater, seien es die Berater, werden mit zwei 
grundlegenden Problemen konfrontiert sein. Zum einen ist es die Masse falsch positiver 
Ergebnisse und zum anderen eben vor allen Dingen auch das Verständnis dafür, dass statistische 
Wahrscheinlichkeiten keinen Kausalzusammenhang begründen. In dem Zusammenhang muss 
man auch noch erwähnen, dass die Datenanalyse in diesem zentralen MIAS nach dessen 
Rechtsgrundlage, also der entsprechenden EU-Verordnung, nur für Zwecke der richtigen 
Anwendung der Mehrwertsteuer und der Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs genutzt 
werden dürfen. Die Nutzung der Daten beispielsweise zu einer ertragssteuerlichen 
Verrechnungspreisprüfung ist nach der Verordnung als Verstoß gegen Artikel 8 EU-
Grundrechtecharta unionsrechtswidrig.  

Diana Kurtz: Neben den EU-Meldepflichten können ja ab dem 01.07.2030 die Mitgliedstaaten 
digitale Meldepflichten für inländische B2B-Umsätze einführen, für Ausgangs-, Eingangs- oder 
auch beide Seiten. Auch Sektor- oder Schwellenbasiert.  

Jan Koerner: Richtig. Neben den EU und diesen nationalen Wiedermeldepflichten dürfen aber 
keine weiteren allgemeinen umsatzbasierten Pflichten für Business-to-Business mit VAT 
eingeführt werden. Das sagt der Artikel 273, also mit Ausnahme des 
Personalanwendungsbereiches für diese nationalen Meldepflichten, müssen sich die 
Mitgliedstaaten weitgehend nach dem unionalen Meldesystem richten, denn das die nationalen 
Meldesysteme sollen harmonisiert das unionale Meldesystem ergänzen.  

Diana Kurtz: Formatmäßig dürfen nationale Systeme interoperable Formate ja zulassen, der 
Renner bleibt hier natürlich das EDIFACT, ja. Wie wir wissen, ist EDI grundsätzlich zulässig, sofern 
es dann interoperabel mit der EN 16931 ist. Bleibt das hierbei, wie ist hier der aktuelle Stand der 
Diskussion auf EU-Ebene?  

Jan Koerner: Ja, aber EDIFAKT ist gerade nicht automatisch für die EU-Meldung zulässig. 
Wenn es nicht in der Liste der rechtlich verbindlichen Syntaxen steht, das ist eben der 
Unterschied, wenn man an diese Liste der Syntaxen gebunden ist. Aber möglicherweise entsteht 
da gerade ein Ausweg. Also EDIFAKT müsste zunächst in die technische Spezifikation TS2 
aufgenommen werden, als Syntax. Und anschließend müssten in dem ohnehin für die neue 
Version 2026 anstehenden Beschluss der Kommission, wir sprachen ja schon drüber, EDIFAKT als 
zulässige Syntax aufgenommen werden. Und da gibt es gegenwärtig auch Bemühungen auf der 
EU-Ebene, die es allerdings dann nur für den Business-to-Business-Bereich, nicht für den 
Business-to-Gover-Bereich, das so umzusetzen. Eine Änderung der Richtlinie, das hat die 
Kommission allerdings schon ausgeschlossen.  

Diana Kurtz: Gibt es eine Art Sanktionsoption über den Vorsteuerabzug?  



 

 

 

 

Jan Koerner: Ja, wenn ein Staat nur den Leistenden meldepflichtig macht, kann er nach Artikel 
168 Absatz 2 das Recht auf Vorsteuerabzug beim Leistungsempfänger an den Besitz einer E-
Rechnung nach Artikel 218 Absatz 3, also entsprechend elektronische Format koppeln. Das hat 
also potenziell enorme Auswirkungen auf nationale Rechnungsanforderungen.  

Diana Kurtz: Kannst du das noch näher ausführen, denn das ist ja sehr spannend auch.  

Jan Koerner: Ja, das Positive ist, dass Mitgliedstaaten, die also kein nationales Meldesystem nach 
diesem Artikeln 271 A fortfolgende ab dem 01.07.2030 einführen, eben ab dem 1. Juli 2030 den 
Vorsteuerabzug nicht mehr an das richtige elektronische Format knüpfen dürfen, wenn ansonsten 
die Rechnungsvoraussetzungen erfüllt sind. Das ergibt sich meines Erachtens als Umkehrschluss 
aus diesem künftigen Artikel 168 Absatz 2. Negativ ist natürlich, dass man versucht, die bisherige 
Basis-06-Rechtsprechung auszuheben, wenn der Mitgliedstaat eben ein nationales 
Meldesystem einführt.  

Diana Kurtz: Ja. Wie stehst du grundsätzlich zu den nationalen Meldepflichten? 

Jan Koerner: Wenn diese neuen nationalen Meldepflichten mit dem unionalen verglichen 
werden, dann sticht da folgendes ins Auge. Bei den Transaktionen, die ich ins EU-Meldesystem 
melden muss, handelt es sich ausschließlich um solche, bei denen keine Mehrwertsteuer 
übergewälzt wird, sondern der Erwerber die Mehrwertsteuer schuldet und es somit auch nicht auf 
eine ordnungsgemäße Rechnung für den Vorsteuerabzug des Erwerbes ankommen. Die 
nationalen Meldepflichten dagegen, insbesondere auch angesichts der Tatsache, dass die 
unionsrechtlichen Grundlagen für die Anwendung der Steuerschuldnerschaft nach 
gegenwärtigem Stand am 31.12.2026 auslaufen, also für diese nationalen Optionen, betreffen 
dagegen ausschließlich solche Transaktionen, die dem System der fraktionierten Erhebung der 
Mehrwertsteuer unterliegen, wo also Umsatzsteuer übergewälzt wird. Und da sagt ja die EU-
Rechtsprechung, also EuGH-Rechtsprechung, dass die ordnungsgemäße Rechnung als 
Voraussetzung für den Vorsteuerabzug der Kontrolle der Finanzverwaltung dient, um die 
Entrichtung der geschuldeten Mehrwertsteuer zu prüfen. Wenn das so richtig ist, bedarf es 
eigentlich keines weiteren Kontrollsystems, sodass dieses weitere Kontrollsystem nicht 
notwendig ist zum Zwecke der zutreffenden Erhebung der Mehrwertsteuer. Wenn aber das System 
der fraktionierten Erhebung der Mehrwertsteuer diese Kontrollen nicht mehr leistet und insofern 
diese nationalen Meldepflichten erforderlich sind, dann erfüllt das System der fraktionierten 
Erhebung nicht den Zweck der zutreffenden Erhebung der Mehrwertsteuer und muss somit durch 
die Umkehr der Steuerschuldnerschaft abgelöst werden. Unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit kann man also dann das nationale Meldesystem nur zusammen mit einer 
Umkehr der Steuerschuldnerschaft für die zu meldenden Transaktionen, meines Erachtens nach 
einführen. 

Diana Kurtz: Mhm. Abschließende Worte, ein Fazit. Erfahrungen von dir aus deiner Sicht bei der 
BASF, was würdest du haben oder was wollen wir noch mitgeben, denke ich?  

 



 

 

 

 

Jan Koerner: Erstens und ganz wichtig, ja, Prozesse und Systeme früh einführen und vor allen 
Dingen leben, ja, können Euro Norm 16931 Konform Rechnung strukturiert Rechnung erzeugt 
werden, inklusive korrekter Mehrwertsteueridentifikationsnummern, Tax Codes, funktionieren die 
Korrekturbelege, funktioniert die Rechnungsvalidierung. Zweitens, Leistungsbeschreibung 
prüfen. Da muss man die Balance zwischen hinreichender Beschreibung und im Aspekt des 
Datenschutzes und auch der Datensicherheit finden. Drittens, insbesondere die Varianten zum 
normalen Rechnungsprozess sich ansehen, also vor allen Dingen dieses Self-Billing, also 
Gutschriftserstellung in Deutschland, Anzahl und Korrekturvorgänge und prüfen, ob diese mit der 
Euronorm 16931 konformen Dokumenten arbeiten. Also gerade bei der Dokumentenerstellung 
durch den Kunden, ne, beim Self-Billing, wird dann das Ganze möglicherweise voller 
Überraschung stecken. Und viertens, Datenqualität und Governance dafür. Die Meldepflichten 
sind natürlich nur so gut wie die Rechnungsdaten, ja also Regeln für Validierung, Korrekturlogik, 
Verantwortlichkeiten, Dokumententyp, das sollte alles klar definiert sein, um Sanktionen, wie 
zum Beispiel den Verlust der Steuerbefreiung, auszuschließen.  

Diana Kurtz: Lieber Jan, was bleibt mir, vielen Dank, möchte ich mich bei dir natürlich bedanken 
für das Gespräch und deine Einschätzung, gerade auch für deine Einsicht aus der 
Mehrwertsteuerexpertengruppe bei der Kommission, ganz wesentlich, ganz toll, vielen Dank. 
Bedanken möchte ich mich auch bei unseren Zuhörern. Ich freue mich schon auf die nächste 
Folge von 'Deloitte meets MwStR' im nächsten Monat und Jan, wir hören uns bestimmt.  

Jan Koerner: Ja, herzlichen Dank, es war mir ein außerordentliches Vergnügen und bis bald. 

Diana Kurtz: Bis bald. Bis dahin. Tschau.  

Jan Koerner: Tschau. 

 

 


